
Einleitung

Die Aktion dauerte vermutlich nur ein paar Minuten: Am 12. Mai
1945, die Kapitulation der deutschen Wehrmacht lag erst wenige
Tage zurück, näherten sich in Trier drei Männer dem Hotel Mono-
pol. Dort angekommen, bestieg einer von ihnen eine Holzleiter
und begann, das an der Gebäudefassade befestigte Straßenschild
mit der Aufschrift »Adolf-Hitler-Str.« zu entfernen. Kontrolliert
wurde die Maßnahme von einem uniformierten Leutnant der US-
Armee und einem Vertreter der amerikanischen Militärpolizei in
Zivil. Nachdem der Arbeiter – allem Anschein nach ein Deutscher,
der für diese Tätigkeit von den Alliierten verpflichtet worden war
– die Schrauben gelöst hatte, legte er diese in Blech gestanzte Er-
innerung an den »Führer« in die Hände des Polizisten.

Im Handumdrehen, so könnte man meinen, entledigte man sich
unmittelbar nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs in der alten
Römerstadt an der Mosel der jüngsten Vergangenheit. Ganz so ein-
fach sollte es jedoch für die Deutschen, deren Staatsoberhaupt
sich am 30. April in Berlin das Leben genommen hatte, sowohl im
Frühjahr 1945 als auch in den Dekaden danach nicht werden. Zwar
zeitigte diese damnatio memoriae Hitlers in Trier unmittelbar Wir-
kung: So residierte das an der Zufahrtsstraße zur Porta Nigra gele-
gene Hotel Monopol fortan wieder in der »Bahnhofstr.«; niemand
würde es in Zukunft über eine nach dem Diktator benannte Zu-
fahrt erreichen. Tatsächlich nahm die Auseinandersetzung der
vormaligen »Volksgemeinschaft« mit dem Nationalsozialismus und
seinen Verbrechen in Momenten wie diesen aber gerade erst ihren
Anfang. Solche Szenen, die sich in den Tagen nach Kriegsende al-
lerorts ereigneten, markierten den Beginn einer bis heute an-
dauernden »zweiten Geschichte« (Reichel 2001, 9) der NS-Herr-
schaft, einer Geschichte der Deutschen nach der Verfolgung und
Vernichtung eines Millionenheeres von »Gemeinschaftsfremden«.
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Abb. 1: Austausch von Straßenschildern am Hotel Monopol in Trier unter Auf-
sicht des US-Offiziers Donald L. Berger (links), wenige Tage nach der
Kapitulation der Wehrmacht im Mai 1945.

In ihr spielten, allerdings zu jeweils unterschiedlichen Zeiten, die
nach 1933 verübten Verbrechen eine besondere Rolle, darunter
die »Ausschaltung« politischer Gegner, die Ermordung von Sinti
und Roma sowie geistig und körperlich Behinderter im Rahmen
der »Euthanasie«-Aktion, die Verfolgung Homosexueller, »Asozia-
ler« und weiterer Minderheiten, die Entfesselung eines »Angriffs-
krieges« und vor allem der industriell durchgeführte Massenmord
an den Juden.

Wie zahlreiche Beispiele illustrieren, schreibt sich die »zweite
Geschichte« des Dritten Reiches bis heute fort: Beispielsweise kon-

Einleitung

8



statierte Außenminister Heiko Maas im März 2018 in seiner An-
trittsrede demonstrativ: »Ich bin wegen Auschwitz in die Politik ge-
gangen.« Und auch Frank-Walter Steinmeier unterstrich drei Mo-
nate später den Stellenwert der nationalsozialistischen Verbrechen
für die Identitätsfrage der Bundesrepublik im 21. Jahrhundert.

Anlässlich des Festakts »Zehn Jahre Denkmal für die im Natio-
nalsozialismus verfolgten Homosexuellen« am 3. Juni 2018 in Berlin
schlug der Bundespräsident einen Bogen zwischen dem Dritten
Reich, der anschließenden westdeutschen Rechtsprechung und ta-
gesaktuellen Themen. So gedachte er zwar hauptsächlich der aus
sexuellen Gründen NS-Verfolgten und betonte die Notwendigkeit
des Erinnerns an das ihnen widerfahrene Unrecht. Des Weiteren
verurteilte er aber auch die Verfolgung von Homosexuellen nach
1949 durch bundesrepublikanische Organe, denn der Gesetzgeber
hatte die Bestimmungen des »Schwulen-Paragrafen« 175 StGB, der
Homosexualität unter Strafe stellte, erst 1969 geändert. Infolgedes-
sen relativierte Steinmeier den Zäsurcharakter des Jahres 1945,
indem er seinem Publikum die NS-Geschichte und ihre Nachge-
schichte als miteinander verflochtene Zeiträume präsentierte. Der
Nationalsozialismus diente dem Bundespräsidenten demnach zwar
als Ausgangspunkt, jedoch nicht als Endpunkt für seinen kritischen
Blick auf die jüngere deutsche Zeitgeschichte. Für Steinmeier spiel-
te dementsprechend hierbei weniger eine Rolle, wen die National-
sozialisten einst zum »Gegner« erklärt hatten und aus welchen
Gründen. Vielmehr verwies er auf die Existenz einer universalen
Menschenwürde, die nicht nur Hitler, sondern auch die ersten
Kanzler der Bundesrepublik mit Füßen getreten hätten.

Gleichzeitig kritisierte Steinmeier, dass bestimmte Teile der
deutschen Bevölkerung noch immer keine Lehren aus der men-
schenverachtenden Politik des NS-Staates gezogen hätten. Hierbei
dachte er speziell an Anhänger des im 21. Jahrhundert spürbar
aufkeimenden Rechtspopulismus. Vor allem ausgelöst durch die
sogenannte Flüchtlingskrise von 2015 hatte in der Bundesrepublik
die Alternative für Deutschland (AfD) Wähler und Wählerinnen
von sich überzeugen können. Diese Partei erfreute sich sogar einer

Einleitung

9



solchen Beliebtheit, dass ihr 2017 der Einzug in den Bundestag ge-
lang; Historiker und Historikerinnen sprechen mit Blick auf diese
Entwicklung beunruhigt von einer »Zäsur in der Geschichte der
Bundesrepublik« (Frei/Maubach/Morina/Tändler 2019, 7).

Vor dem Hintergrund jüngster Provokationen aus ihren Reihen
diente Steinmeier in Berlin das Dritte Reich als abschreckendes
Beispiel, um die Bevölkerung an die Notwendigkeit von Zivilcoura-
ge und Demokratie zu erinnern. Konkret bezog sich der Bundes-
präsident auf eine Aussage des Parteichefs Alexander Gauland, der
am 2. Juni 2018 erklärt hatte: »Hitler und die Nazis sind nur ein
Vogelschiss in über 1 000 Jahren erfolgreicher deutscher Geschich-
te.« Dementsprechend erwiderte Steinmeier: »Wer heute den ein-
zigartigen Bruch mit der Zivilisation leugnet, kleinredet oder rela-
tiviert, der verhöhnt nicht nur die Millionen Opfer, sondern der
will ganz bewusst alte Wunden aufreißen und sät neuen Hass.
Dem müssen wir uns gemeinsam entgegenstellen.«

Wer die Ereignisse aus den Jahren 1945 und 2018 miteinander
vergleicht, wird zwei Dinge feststellen. Zum einen waren beide
Ereignisse auf eine Demokratisierung und Werteerziehung der
Deutschen ausgerichtet. Zum anderen demonstrieren Steinmeiers
Ausführungen zugleich, dass sich die Qualität der Auseinanderset-
zung mit dem Nationalsozialismus, genauer: die Perspektive auf
das Dritte Reich, im Zeitraum von mehr als sieben Dekaden auffal-
lend verändert hat.

Darum geht es in diesem Buch. Es analysiert den Umgang der
Menschen in Ost- und Westdeutschland mit ihrer NS-Vergangen-
heit seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs, indem es die Entwick-
lung der entsprechenden Diskussionen in Gesellschaft und Politik
bis in die Gegenwart hinein nachzeichnet. Dieser Umgang war
(und ist) ebenso kompliziert wie komplex, denn er betraf die Straf-
verfolgung einzelner Verbrechen, die Wiedergutmachung von NS-
Unrecht, Formen des Gedenkens, Moral- und Gerechtigkeitsvor-
stellungen, zeithistorische Forschungen, kulturelle Verarbeitungen
und Prozesse der Identitätsfindung – zunächst im geteilten, seit
1989/90 dann im vereinten Deutschland.
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Gegenwärtige Vergangenheit

Die Multidimensionalität dieser Auseinandersetzungen erklärt je-
doch nur zum Teil die bemerkenswerte – von Vertretern und Ver-
treterinnen wiederkehrender »Schlussstrich-Debatten« oft beklag-
te – Präsenz des Dritten Reiches in Gesellschaft und Politik nach
1945. Die wohl bekannteste »Schlussstrich-Debatte« ereignete sich
im letzten Jahrzehnt der »alten« Bundesrepublik: Am 6. Juni 1986
legte der Berliner Historiker und Faschismusexperte Ernst Nolte
mit einem Essay in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung den Grund-
stein für den »Historikerstreit«. Unter dem Titel Vergangenheit, die
nicht vergehen will kritisierte er:

»Das Zeitalter des Ersten Napoleon etwa wird in historischen Arbeiten im-
mer wieder vergegenwärtigt und ebenso die Augusteische Klassik. Aber
diese Vergangenheiten haben offenbar das Bedrängende verloren, das sie
für die Zeitgenossen hatten. Eben deshalb können sie den Historikern
überlassen werden. Die nationalsozialistische Vergangenheit dagegen un-
terliegt – wie kürzlich noch Hermann Lübbe hervorgehoben hat – anschei-
nend diesem Hinschwinden, diesem Entkräftigungsvorgang nicht, sondern
sie scheint immer noch lebendiger und kraftvoller zu werden, aber nicht
als Vorbild, sondern als Schreckbild, als eine Vergangenheit, die sich gera-
dezu als Gegenwart etabliert oder die wie ein Richtschwert über der Ge-
genwart aufgehängt ist.«

Wenngleich Noltes Ausführungen, in deren weiteren Verlauf er
den Judenmord als Angstreflex der Nationalsozialisten auf den
»›Klassenmord‹ der Bolschewiki« konstruierte, zahlreiche Kritiker
auf den Plan riefen, hatte er jedoch zumindest mit seiner damali-
gen Beobachtung Recht, wonach sich das Dritte Reich jedenfalls
bis zu diesem Zeitpunkt der »Historisierung«, das heißt der profes-
sionellen Einordnung in die deutsche Geschichte des 20. Jahrhun-
derts, entzog.

Wie ist das zu begründen? Warum sind das Dritte Reich und sei-
ne Verbrechen in der Öffentlichkeit noch immer präsent? Die sim-
pelste Antwort lautet, dass auch in der Gegenwart des 21. Jahr-
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hunderts der Nationalsozialismus noch immer ein Thema ist, weil
bestimmte Akteure auf ihn verweisen. Dies geschieht unter ande-
rem im Rahmen des Schulunterrichts. Neben der Beschäftigung
mit Hitler und den Verbrechen der Deutschen aus Gründen der
politischen Bildung finden sich aber auch (macht-)strategisch mo-
tivierte Verweise auf die NS-Zeit. Bereits Nolte dürfte gewusst ha-
ben, dass seine Ausführungen über den Nationalsozialismus unmit-
telbar Aufmerksamkeit erzeugen und von den Medien aufgegriffen
werden. Noch heute gilt: Wer öffentlich eine Brücke zur NS-Ver-
gangenheit schlägt und diese für Vergleiche nutzt, kann sich si-
cher sein, dass sein Statement nicht unbemerkt bleibt. Der Bezug
auf das Dritte Reich dient dazu, ein empfundenes Problem für an-
dere in dramatischer Form sichtbar zu machen und einen entspre-
chenden Diskurs zu etablieren. Des Weiteren wird der Rekurs auf
das Dritte Reich aber auch zur Selbstdarstellung instrumentali-
siert: Wer dieses Kapitel deutscher Geschichte anspricht und ver-
urteilt, präsentiert sich selbst als moralisch integer.

Abgesehen davon lassen sich auch wissenschaftliche Erkennt-
nisse anführen, um diese Frage zu beantworten. In Anlehnung an
Zygmunt Baumans Werk Dialektik der Ordnung (1992) kann man ar-
gumentieren, dass das Dritte Reich nicht verblasst, weil unsere Ge-
genwart über fortgesetzte Gewaltakte mit dieser Vergangenheit si-
gnifikant verwoben scheint. Es ist insofern die so empfundene
Ähnlichkeit zwischen neueren Grausamkeiten, die sich in der Welt
von heute ereignen, und den früheren, die Diskussionen über den
Nationalsozialismus befeuern. Der Soziologe Bauman konstatierte,
der Holocaust sei das Ergebnis einer Reihe von Umständen und
Erscheinungen der »Moderne« (der Zeit seit dem ausgehenden
19. Jahrhundert). Dazu rechnete er ein bestimmtes Ordnungsden-
ken, wonach Gesellschaften durch gezielte bevölkerungspolitische
Eingriffe zu »optimieren« seien, aber auch hochfunktionale Ver-
waltungssysteme. Mit Blick auf die Gegenwart bemerkte Bauman
außerdem, dass eben jene »modernen« Strukturen nicht aufgehört
haben, zu existieren. Das Aufflammen neuer Formen von Massen-
gewalt sei demnach jederzeit möglich. Tatsächlich haben die Mas-
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saker in Ruanda und Srebrenica 1994 und 1995 die Weltöffentlich-
keit gelehrt, dass das Zeitalter der Genozide keineswegs 1945 ende-
te. Aber es sind auch andere Formen von aktuellem Unrecht und
gesellschaftliche Probleme, die Assoziationen an die NS-Zeit we-
cken, zum Beispiel Antisemitismus, Demokratieverachtung, Rassis-
mus und die Missachtung der Menschenwürde. All dies evoziert
aufgrund seiner Qualität, seinen Dimensionen oder aber auch auf-
grund der Art seiner medialen Vermittlung Bezüge zu den Verbre-
chen des Dritten Reiches.

Schließlich lässt sich die Gegenwart des Nationalsozialismus
aber auch historisch herleiten, was bedeutet, gesellschaftliche
oder politische Entwicklungen mit einzubeziehen. An dieser Stelle
ist einerseits auf neue Akteursgruppen hinzuweisen, andererseits
auf einen Wahrnehmungswandel bezüglich der NS-Verbrechen
und ihrer bundesdeutschen Nachgeschichte: Während jahrzehnte-
lang vor allem Überlebende den »Führerstaat« und seine Taten
thematisierten, formierten sich nach dem Ende des Kalten Kriegs
und des Kolonialismus Opfer anderer Gewaltmaßnahmen und be-
klagten ihr Leid. Sie hielten den Nationalsozialismus im Gespräch,
indem sie entweder ihre Verfolgung in Beziehung zum Holocaust
setzten oder auf die bundesdeutsche Wiedergutmachung hinwie-
sen: Seit den 1990er-Jahren ist verstärkt zu beobachten, dass welt-
weit von Unrecht Betroffene speziell die Entschädigungspolitik
Westdeutschlands betonen, weil diese in ihren Augen einen ange-
messenen und erfolgreichen Umgang mit »historischem Unrecht«
darstellt, einem Unrecht, dessen Folgen die Gegenwart prägen (s.
Barkan 2002). Öffentlich pochen sie auf die Notwendigkeit, auch in
ihrem Land »westdeutsche« Maßnahmen der »Vergangenheitsbe-
wältigung« zu etablieren. Folglich ist der Ruf nach Gerechtigkeit,
Versöhnung, Wahrheit und Maßnahmen der Wiedergutmachung,
die den Übergang von einer Diktatur in eine Demokratie fördern
sollen, seit dem Ende des 20. Jahrhunderts immer lauter gewor-
den.

In dieser Zeit etablierte sich unter dem Terminus »Transitional
Justice« ein interdisziplinärer Forschungszweig, der sich bis heute
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Prozessen und Praktiken widmet, die den Übergang von Unrechts-
regimen zu demokratischen Gesellschaften prägten und prägen (s.
Kritz 1995). Entsprechende Studien haben herausgestellt, wie
wichtig die Auseinandersetzung mit begangenem Unrecht für Be-
troffene ist und dass diese verschiedene gesellschaftliche Aufgaben
erfüllt. Ihr Ziel besteht vor allem darin, Vertrauen in eine neue
Regierung zu schaffen und das Fundament für ein friedliches Zu-
sammenleben zu festigen. Zu den zentralen Funktionen eines rück-
wärts gerichteten Blicks zählen (s. Werle/Vormbaum 2018):

S Ein Zeichen setzen:
Nach dem Ende einer Gewaltherrschaft hat die gesellschaftliche
Aufklärung von Großverbrechen Signalwirkung. Mit der Einlei-
tung von Ermittlungen gegen Täter und der Eröffnung von Ge-
richtsverfahren kommunizieren die neuen politisch Verantwort-
lichen der Bevölkerung nicht nur den vorangegangenen
Verstoß gegen existierende Grund- und Menschenrechte, son-
dern auch eine neue Zeitrechnung. Demnach gehören bisher
geltende Statuten und Regierungspraktiken des Vorgängersys-
tems der Vergangenheit an.

S Identität stiften:
Die Auseinandersetzung mit der eigenen Vergangenheit evoziert
Prozesse der Selbstverständigung und Selbstvergewisserung, die
wiederum starken Einfluss auf die Identität von Staaten und
Gruppen nehmen können. So erklärte Joachim Gauck anlässlich
des 70. Jahrestags der Befreiung des größten NS-Konzentra-
tions- und Vernichtungslagers am 27. Januar 2015 in Berlin: »Es
gibt keine deutsche Identität ohne Auschwitz.« Dieses Zitat aus
dem bundesdeutschen Kontext demonstriert die enge Verflech-
tung zwischen historischer Erinnerung und staatlichem Selbst-
verständnis. Dabei ist nicht nur relevant, was erinnert wird,
sondern auch – darauf kam es Gauck mit seinem Verweis auf
die konstitutive Rolle der NS-Verbrechen für Entscheidungen
und Handlungen der Bundesrepublik nach 1949 vor allem an –,
wie sich eine Nation zu ihrer Geschichte positioniert und wel-
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che Schlussfolgerungen sie aus der Vergangenheit zieht. An die-
ser Stelle muss auf den konstruktiven Charakter der hier ver-
handelten Größen hingewiesen werden, denn »Geschichte« und
»Identität« existieren nicht einfach, sondern werden »ge-
macht«. Folglich bezeichnet der Kulturwissenschaftler Wolfgang
Kaschuba erstere als »ständig neu formbare Materie, die immer
neue Deutungen ermöglicht«. Geschichte diene zur Durchset-
zung bestimmter »Identitätsentwürfe«, wobei er diesen Aus-
handlungsprozess als »Identitätspolitik« bezeichnet (s. Kaschuba
2001). Neben der Fixierung eines solchen politischen Grundkon-
senses stellen sich betroffenen Gesellschaften nach dem Ende
der Gewaltherrschaft aber auch ganz konkrete Fragen. Sie wol-
len wissen, wie es überhaupt zu diesem Unrecht kommen konn-
te, aber auch, wie man sich in Zukunft das Zusammenleben vor-
zustellen hat: Auf welche Weise soll man mit den begangenen
Verbrechen und den Opfern umgehen? Dabei kann es zunächst
zu scharfen Grenzziehungen zwischen Tätern und Opfern kom-
men, die eine Versöhnung verkomplizieren. Somit werden die
politischen Akteure einerseits versuchen, den Verfolgten Ge-
rechtigkeit und Wiedergutmachung zuteilwerden zu lassen, an-
dererseits werden sie darauf bedacht sein, die Verfestigung ei-
ner Opferidentität zu verhindern.

S Gerechtigkeit herbeiführen:
Leid anzuerkennen, die Täter zu bestrafen und Opfer zu ent-
schädigen – diese Maßnahmen können Hoffnung auf Gerechtig-
keit schüren, die wiederum eine Voraussetzung für Versöhnung
darstellt. Der sich transformierende Staat erklärt mit solchen
Interventionen, dass er sich grundlegend von dem Vorgänger-
system unterscheidet. Die offizielle Anerkennung des erlittenen
Leids als symbolische Leistung vermag diesbezüglich nicht nur,
den Betroffenen Genugtuung zu verschaffen. Sie macht die Op-
fer überhaupt erst sichtbar und ermöglicht ihnen den Weg aus
ihrem Opferstatus, an dessen Ende handelnde Subjekte stehen,
die vor Gericht als Zeugen auftreten oder Entschädigungsan-
sprüche artikulieren. Dadurch werden die Opfer nicht nur in
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das neue Gesellschaftssystem integriert. Strafverfahren können
des Weiteren dazu dienen, mit der Erfahrung von Entwürdi-
gung, Entrechtung und Verfolgung besser umzugehen. Zugleich
gilt es, auch den Verantwortlichen für das Unrecht Gerechtig-
keit widerfahren zu lassen. Der Eindruck einer Siegerjustiz ist
zu vermeiden.

S Die »Wahrheit« aufdecken und dokumentieren:
Dieser Aspekt beinhaltet eine individuelle und eine kollektive
Dimension. Für die Angehörigen von Gewaltopfern ist es zu-
nächst wichtig, Informationen über deren Schicksal zu erhalten.
Hingegen ist es von allgemeinerer Bedeutung, die »Wahrheit«
über Gräueltaten eines Regimes aufzudecken und sie publik zu
machen. Damit soll verhindert werden, dass Anhänger des Ge-
waltregimes diese nachträglich verklären. Zugleich stellt sich
dieser Prozess der Wahrheitsfindung als ein Konstruktionspro-
zess dar, in dem Opfer und Täter ein bestimmtes Narrativ aus-
handeln, das es ihnen erlaubt, Vergangenheit, Gegenwart und
Zukunft mit Sinn zu versehen und rivalisierende Gruppen zu
versöhnen. »Die Wahrheit über die Vergangenheit als autoritati-
ves Narrativ wird im Sinne eines Heilungsprozesses interpre-
tiert«, erklärt der Historiker Alexander Hasgall (2018, 42), »wel-
cher die gesellschaftliche Versöhnung fördert. […] Diese
anerkannte Wahrheit ist somit auch die Basis eines neuen Fund-
ierungsnarrativs der Nation – einer gemeinsamen Erzählung,
welche deren Identität und grundlegende Werte beschreibt.«

S Gewalt verhindern:
Mithilfe wissenschaftlicher Analysen des niedergerungenen Ge-
waltstaats, seiner Strukturen, Befehlsketten und der Motive der
Täter, so die Hoffnung, lasse sich zukünftige Gewalt vorhersa-
gen beziehungsweise unterbinden.

S Politisch-moralische Grenzen ziehen:
Das Wissen über Unrechtsmaßnahmen kann genutzt werden,
um politische und moralische Grenzen für die Gegenwart und
Zukunft zu markieren. Beispielsweise rekurrieren Teilnehmer
an medizinethischen Sterbehilfediskussionen seit Jahrzehnten
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